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Umsatzsteuer Aktuell 
Financial Services Update

EuGH verneint Zusammenschlussbefreiung für  
Finanzdienstleister!

Der EuGH hat mit Urteilen vom 
21.09.2017 zur den Rs C-326/15, 
DNB Banka, C-605/15, Aviva, und 
C-616/15, Kommission/Deutschland, 
entschieden, dass aus EU-rechtlicher 
Sicht die Zusammenschlussbefreiung 
nicht auf Unternehmen, die Finanz-
dienstleistungen erbringen, anwend-
bar ist! Diese Urteile werden auch 
Auswirkungen auf die österreichische 
Praxis haben.

1.) Hintergrund

Beim EuGH waren zuletzt gleich meh-
rere Verfahren in Zusammenhang mit 
der Bestimmung des Art 132 Abs 1 lit 
f) der MWSt-RL, auf der die Rege-
lung des § 6 Abs 1 Z 28 UStG beruht, 
anhängig: 

Die Rs C-274/15, Kom/Luxemburg 
(hier ging es um die Frage der Uni-
onsrechtskonformität der Steuerfrei-
heit von Leistungen eines Zusam-
menschlusses, dessen Mitglieder die 
bezogenen Leistungen ihrerseits für 
die Erbringung steuerpflichtiger Leis-
tungen verwenden) hatte der EuGH 
bereits mit Urteil vom 04.05.2017 
entschieden.

Die Rs C-326/15, DNB Banka, 
C-605/15, Aviva, und C-616/15, 
Kommission/Deutschland wurden 
mit heutigem Urteil vom 21.09.2017 
entschieden. GA Kokott hatte iRd 
Verfahren die Auffassung vertreten, 
dass die Steuerbefreiung des Art 132 
generell nicht auf Finanzdienstleis-
tungsunternehmen anwendbar sei.

Wir verweisen hierzu auf unsere FS 
VAT Newsletter 2/2017, 3/2017 und 
4/2017

2.) Urteile des EuGH

Mit Urteilen vom 21.09.2017 hat sich 
der EuGH nun der Auffassung von GA 
Kokott angeschlossen und erkannt, 
dass Art 132 Abs 1 lit f) MWSt-RL 
nicht auf Zusammenschlüsse an-
wendbar ist, „deren Mitglieder eine 
wirtschaftliche Tätigkeit im Finanz-
dienstleistungsbereich ausüben, 
die keine solche dem Gemeinwohl 
dienende Tätigkeit darstellt“.

Begründet wird dies im Wesentlichen, 
entsprechend der Argumentation von 
GA Kokott, mit der Positionierung der 
Bestimmung innerhalb der Richtlinie: 
Art 132 trägt die Überschrift „Steu-
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erbefreiungen für bestimmte, dem 
Gemeinwohl dienende Tätigkeiten“.

3.) Bedeutung für Österreich

Die Urteile des EuGH haben auch
Auswirkungen auf Österreich: die 
Bestimmung des § 6 Abs 1 Z 28 UStG, 
die auf Art 132 MWSt-RL beruht, 
sieht eine Umsatzsteuerbefreiung 
für Zusammenschlüsse von FDL vor. 
Voraussetzung für die Anwendung 
der Z 28 ist, dass es sich um einen 
inländischen FDL hat, der überwie-
gend, dh mehr als 50%, steuerbefreite 
Bank-/Versicherungs- oder Pensions-
kassenumsätze erzielt.

Darüber hinaus sind auch – über den 
Umfang der Steuerbefreiung nach der 
Richtlinie hinausgehend – sämtliche 
Leistungen zwischen Banken/Versi-
cherungen/Pensionskassen umsatz-
steuerbefreit.

Unter Bezugnahme auf die Rsp des 
EuGH dürfte die Z 28 wohl insge-
samt unionsrechtswidrig sein. Zwar 
sollte die Steuerbefreiung bis auf 
weiteres, solange die österreichische 
Regelung nicht entsprechend durch 
den Gesetzgeber angepasst wird, 
weiterhin anwendbar sein. Mittel-
fristig muss aber wohl mit einer 
Abschaffung der Steuerbefreiung 
des § 6 Abs 1 Z 28 UStG gerechnet 
werden. 

Aus praktischer Sicht wird damit 
für die betroffenen Unternehmen 
das Konzept der umsatzsteuerlichen 
Organschaft wieder mehr an Bedeu-
tung gewinnen.

Wir unterstützen Sie gerne dabei!
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